
Öffentliche Bekanntmachung der Stadt
Oberhausen

Einwohnermeldewesen - Widerspruchsrechte gegen
die Erteilung von Melderegisterauskünften und
Datenübermittlungen nach dem Bundesmeldegesetz

Nach dem Bundesmeldegesetz (BMG) ist die Stadt
Oberhausen als Meldebehörde zu verschiedenen Daten-
übermittlungen von Personendaten aus dem Melderegis-
ter unter der Beachtung der datenschutzrechtlichen
Regelungen verpflichtet. Rechtsgrundlagen hierfür sind
die verschiedenen Regelungen des Bundesmeldegeset-
zes, die dazugehörigen Bundes- und Landesverordnun-
gen sowie weitere Spezialgesetze.

Gegen folgende Datenübermittlungen steht den Betroffe-
nen ein Widerspruchsrecht zu:

1.  Übermittlung von Daten eines Familienangehöri-
gen an eine öffentlich-rechtliche Religionsgesell-
schaft, wenn der Familienangehörige der melde-
pflichtigen Person nicht derselben oder keiner
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft ange-
hört - soweit die Daten nicht für Zwecke des
Steuererhebungsrechts der jeweiligen Religions-
gesellschaft übermittelt werden - gemäß § 42 Abs.
1 bis 3 BMG

     Sie können der Datenübermittlung gemäß § 42 Abs. 3
Satz 2 BMG widersprechen.

2.  Übermittlung von Daten an Parteien, Wählergrup-
pen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen
im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmun-
gen auf staatlicher und kommunaler Ebene ge-
mäß § 50 Abs. 1 BMG

     Sie können der Datenübermittlung gemäß § 50 Abs. 5
BMG widersprechen.

3.  Übermittlung von Daten aus Anlass von Alters-
oder Ehejubiläen an Mandatsträger, Presse oder
Rundfunk gemäß § 50 Abs. 2 BMG

     Sie können der Datenübermittlung gemäß § 50 Abs. 5
BMG widersprechen.

4.  Übermittlung von Daten aller volljährigen Ein-
wohner an Adressbuchverlage für die Herausgabe
von Adressbüchern (Adressenverzeichnisse in
Buchform) gemäß § 50 Abs. 3 BMG

     Sie können der Datenübermittlung gemäß § 50 Abs. 5
BMG widersprechen.

5.  Übermittlung von Daten zu Personen, die im Fol-
gejahr volljährig werden und die deutsche Staats-
angehörigkeit besitzen, an das Bundesamt für das
Personalmanagement der Bundeswehr zum Zwe-
cke der Übersendung von Informationsmaterial
gemäß § 58 c Abs. 1 Soldatengesetz bis zum 31.3.
eines Jahres. Ein eventueller Widerspruch wird
mit der Vollendung des 18. Lebensjahres automa-
tisch gelöscht.

     Sie können der Datenübermittlung gemäß § 36 Abs. 2
BMG widersprechen.

Der Widerspruch ist schriftlich und formlos oder zur Nie-
derschrift bei einer der drei nachstehend genannten Bür-
gerservicestellen zu erklären. Der Widerspruch bleibt bis
zu dessen Widerruf im Melderegister der Stadt Oberhau-
sen gespeichert, sofern keine gesetzlichen Löschfristen
bestehen:

Bürgerservicestellen:

Bürgerservicestelle Alt-Oberhausen, Schwartzstraße 72,
46045 Oberhausen

Bürgerservicestelle Osterfeld, Bottroper Straße 183,
46117 Oberhausen

Bürgerservicestelle Sterkrade, Bahnhofstraße 66, 46145
Oberhausen

Öffnungszeiten:

Montag bis Mittwoch:                         08:00 bis 16:00 Uhr
Donnerstag:                                       08:00 bis 18:00 Uhr
Freitag:                                              08:00 bis 12:00 Uhr

Oberhausen, 13.08.2019

Stadt Oberhausen

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Jehn

Jahresabschluss für das Geschäftsjahr
2018 der OGM Oberhausener Gebäude-
management GmbH

1.  Die OGM Oberhausener Gebäudemanagement
GmbH hat den Jahresabschluss für das Geschäfts-
jahr 2018 fristgerecht aufgestellt und durch die Dr.
Schulte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,
Oberhausen, prüfen lassen.

     Diese hat den nachfolgenden uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk erteilt:

     Bestätigungsvermerk des unabhängigen Ab-
schlussprüfers

     Wir haben den Jahresabschluss der OGM Oberhau-
sener Gebäudemanagement GmbH - bestehend aus
der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn-
und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie-
rungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber
hinaus haben wir den Lagebericht der OGM Ober-
hausener Gebäudemanagement GmbH für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezem-
ber 2018 geprüft. Die Erklärung zur Unternehmens-
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führung nach § 289 f Abs. 4 HGB (Angaben zur
Frauenquote) haben wir in Einklang mit den deutschen
gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich geprüft.

     Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse

     - entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen
wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31.12.2018 sowie ihrer Ertragslage für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 
31. Dezember 2018 und

     - vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebe-
richt in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht
den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung
zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil zum Lagebericht
erstreckt sich nicht auf den Inhalt der oben genannten
Erklärung zur Unternehmensführung.

     Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des
Lageberichts geführt hat.

     Grundlage für die Prüfungsurteile

     Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind
von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen und be-
rufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonsti-
gen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung
mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und
zum Lagebericht zu dienen.

     Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den
Lagebericht

     Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmä-

ßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben,
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu er-
möglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.

     Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben
sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-
hang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit,
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten ent-
gegenstehen.

     Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen
mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnah-
men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben,
um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstim-
mung mit den anzuwendenden deutschen gesetz-
lichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-
chende geeignete Nachweise für die Aussagen im
Lagebericht erbringen zu können.

     Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der Ge-
sellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts.

     Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

     Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darü-
ber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes
frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht beinhaltet. 

     Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentli-
che falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtig-
keiten resultieren und werden als wesentlich angese-
hen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte,
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grund-
lage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adres-
saten beeinflussen. 
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     Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus

     - identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-
licher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - fal-
scher Darstellungen im Jahresabschluss und im
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlun-
gen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist
bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Ver-
stöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschun-
gen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten können. 

     - gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten internen
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lage-
berichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen,
um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam-
keit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

     - beurteilen wir die Angemessenheit der von den ge-
setzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten
Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

     - ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-
senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundage der erlangten Prüfungsnachweise, ob ei-
ne wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die be-
deutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass
eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehö-
rigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prü-
fungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr
fortführen kann. 

     - beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau
und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereig-
nisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz -
und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

     - beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprech-
ung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage
des Unternehmens. 

     - führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientier-
ten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beur-
teilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorien-
tierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

     Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prü-
fungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel
im internen Kontrollsystem, die wir während der Prü-
fung feststellen.

Oberhausen, 6. März 2019

Dr. Schulte GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Dr. Schulte                                        Oostendorp
Wirtschaftsprüfer                              Wirtschaftsprüfer

2.  Die Gesellschafterversammlung hat am 29.05.2019
den Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2018 fest-
gestellt und beschlossen, den Jahresüberschuss in
Höhe von 138.995,69 € auf das neue Geschäftsjahr
vorzutragen. 

3.  Der Jahresabschluss einschließlich des Lageberichts
kann bis zum 31.09.2019 jeweils von Montag bis
Donnerstag in der Zeit von 09:00 Uhr bis 15:00 Uhr
bei der OGM Oberhausener Gebäudemanagement
GmbH, Bahnhofstr. 66, 46145 Oberhausen, Gebäu-
deteil D, Raum D 509, eingesehen werden.

Oberhausen, 19.08.2019

OGM Oberhausener Gebäudemanagement GmbH         

Hartmut Schmidt                              Horst Kalthoff
Geschäftsführer                                Geschäftsführer
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DPAG

Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 10,--
Euro, für sechs Monate 20,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 5. September 2019
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst / Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Sommer 2019

nimmt der Bereich 0-8 Kunst / Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

entgegen.

Malschule

für Kinder

und Jugendliche
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